
 
 

 

Wettbewerbsrecht  
 

 
BGH schränkt Schutz für die Marke "Olympia" ein 

 
Die Verwertungsrechte an dem Begriff "Olympia" stehen 
dem Internationalen Olympischen Komitee (IOK) und in 
Deutschland dem Deutschen Olympischen Sportbund 
(DOSB) zu. Nach mehreren Oberlandesgerichten zeigt 
nun auch der Bundesgerichtshof dem Schutz des Na-
mensrechts an den Olympischen Spielen Grenzen auf. 
 
Die Karlsruher Richter vertreten die Auffassung, dass 
die Verwendung der Bezeichnungen "olympiaverdächtig" 
und "olympiareif" im geschäftlichen Verkehr für die Be-
werbung von Sporttextilien als solche nicht gegen das 
Olympia-Schutzgesetz verstößt. Die Werbung für Sport-
bekleidung ist nicht geeignet, die Gefahr unmittelbarer 
Verwechslungen mit den vom Olympischen Komitee 
erbrachten Dienstleistungen oder vertriebenen Produk-
ten hervorzurufen. Die Werbung stellt auch kein unlaute-
res Ausnutzen der Wertschätzung der Olympischen 
Spiele dar, da ein enger Bezug zu den Olympischen 
Spielen nicht allein dadurch hergestellt wird, dass Wörter 
wie "olympiareif" und "olympiaverdächtig" produktbezo-
gen als Synonym für eine außergewöhnlich gute Leis-
tung benutzt werden. 
 
Urteil des BGH vom 07.03.2019 
I ZR 225/17  -  JURIS online 
 
 
Unzulässige Schleichwerbung durch "Taggen"  
von Fotos einer Influencerin 

 
Die Aktivitäten sogenannter Influencer im Internet be-
schäftigen zunehmend die Gerichte. Streitpunkt ist re-
gelmäßig die Kennzeichnungspflicht der Produktempfeh-
lungen als Werbung. Im vorliegenden Fall veröffentlichte 
eine Influencerin Modefotos von sich selbst mit Begleit-
text. Klickte man auf das Foto, erschienen sogenannte 
Tags, die den Namen der Marke der getragenen Klei-
dung oder Accessoires enthielten. Mit einem Klick auf 
einen solchen Tag gelangte man zum Instagram-
Account des jeweiligen Markenherstellers. 
 
Das Landgericht Karlsruhe beanstandete, dass die so-
genannten Posts nicht als Werbung gekennzeichnet 
waren. Diese würden das Interesse an den getragenen 

 
 
Kleidungsstücken wecken. Indem die Nutzer durch nur 
zwei Klicks auf die Herstellerseite gelangen könnten, 
werden Image und Absatz des jeweiligen Herstellers 
gefördert. An dieser Beurteilung änderte auch die 
(scheinbare) Privatheit mancher Posts und auch der 
Umstand nichts, dass die Influencerin nicht für alle be-
zahlt wurde. Denn auch durch die nicht vergüteten Posts 
wird letztlich das Geschäftsmodell der Influencer geför-
dert. Das Gericht betonte zudem die Schutzwürdigkeit 
insbesondere der teils sehr jungen Abonnenten, da 
diese keinesfalls den werblichen Charakter des Auftre-
tens von Influencern einzuschätzen wissen. Im Ergebnis 
wurde die Influencerin verurteilt, sämtliche Beiträge als 
Werbung zu kennzeichnen. 
 
Urteil des LG Karlsruhe vom 21.03.2019 
13 O 38/18 KfH 
JURIS online 
 
 
Gastronomiekonzept vor Nachahmung geschützt 

 
Die Nachahmung wesentlicher Teile eines Gastronomie-
konzepts kann eine wettbewerbswidrige Herkunftstäu-
schung i.S.v. § 4 Nr. 3a UWG darstellen. In dem vom 
Oberlandesgericht Düsseldorf entschiedenen Fall imitier-
te der Betreiber eines Fast-Food-Lokals die einheitliche 
Präsentation sämtlicher Lokale einer bekannten Fast-
Food-Kette nahezu bis ins letzte Detail. 
 
So waren die Speisekarten und Menütafeln in Gestal-
tung und Inhalt sowie die verwendeten braunen Karton-
schalen als Speiseunterlage nahezu identisch. Auch die 
Innenausstattung (rote Klinkersteine in Kombination mit 
schwarzen Metro-Keramikfliesen und Holzvertäfelung) 
wies verblüffende Ähnlichkeit auf. In der Gesamtschau 
erwies sich das Lokal des beklagten Unternehmens als 
eindeutige Kopie der Lokale der Fast-Food-Kette. Das 
Gericht gab folglich der Unterlassungsklage des Inha-
bers der Kette statt. 
 
Urteil des OLG Düsseldorf vom 22.11.2018 
I-15 U 74/17 
GRUR-RR 2019, 112 
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Online- und Medienrecht 
 
Angabe von wesentlicher Eigenschaft der ange- 
botenen Ware vor Abgabe der Bestellung 

 
Eine Wettbewerbszentrale hatte beanstandet, dass bei 
einem auf der Verkaufsplattform Amazon zum Kauf 
angebotenen Sonnenschirm außer der Abbildung eines 
Produktfotos nur folgende Produktangaben: "Sonnen-
schirm Rhodos, natur ca. 300 x 300 cm, 8-teilig, quadra-
tisch, EUR 328,99" gemacht wurden. Dies stelle einen 
Verstoß gegen die Vorschrift des § 312j Abs. 2 BGB dar, 
wonach derartige Informationen dem Verbraucher vor 
Abgabe seiner Bestellung klar und verständlich in her-
vorgehobener Weise zur Verfügung gestellt werden 
müssen. 
 
Wie die Vorinstanz gab das Oberlandesgericht München 
der Unterlassungsklage statt. § 312j Abs. 2 BGB dient 
dem Schutz der Verbraucher und ist somit eine Markt-
verhaltensregel i.S.d. § 3a UWG. Ein Zurverfü-
gungstellen der Informationen, unmittelbar bevor der 
Verbraucher seine Bestellung abgibt, liegt nur dann vor, 
wenn sich die Informationen auf der Internetseite befin-
den, auf der der Kunde den Bestellvorgang abschließt. 
Nicht ausreichend ist, wenn die Informationen nur über 
einen Link abrufbar sind oder - wie hier - sogar nur über 
einen Link auf einer vorgeschalteten Internetseite er-
reichbar sind. 
 
Urteil des OLG München vom 31.01.2019 
29 U 1582/18  -  JurPC Web-Dok. 40/2019 
 
 
Paparazzi-Fotos von prominenter Unterstützerin 
der Fahrradhelmkampagne ohne Helm 

 
Paparazzi-Fotos einer prominenten Moderatorin und 
Journalistin, die öffentlich eine Kampagne für das Tra-
gen von Fahrradhelmen unterstützt, die sie beim Fahren 
ohne Fahrradhelm zeigen, dürfen in der Presse veröf-
fentlicht werden. Das Oberlandesgericht Köln untersagte 
jedoch die Veröffentlichung von Bildern, auf denen auch 
das noch nicht einmal schulpflichtige Kind der Frau zu 
sehen war. 
 
Urteil des OLG Köln vom 28.03.2019 
15 U 155/18  -  Pressemitteilung des OLG Köln 

Verwendung einer geschützten Marke in Internetdo-
main ("keine-vorwerk-vertretung.de") 

 
Das Unternehmen Vorwerk, einer der führenden Staub-
saugerhersteller, klagte erfolgreich gegen den Inhaber 
eines Onlineshops, der unter der Domain "keine-
vorwerk-vertretung.de" gebrauchte Vorwerk-Staubsau-
ger, Ersatzteile und Zubehör für Vorwerkprodukte, aber 
auch solche von Drittherstellern vertreibt. 
 
Der Bundesgerichtshof sah in der Domain eine unlautere 
Ausnutzung der Wertschätzung der Marke Vorwerk, die 
den Markeninhaber gemäß § 24 Abs. 2 MarkenG be-
rechtigt, sich der Markenverwendung zu widersetzen. 
Macht sich - wie im entschiedenen Fall - der Wiederver-
käufer durch die Verwendung der bekannten Marke im 
Rahmen der Domainbezeichnung die aus deren Be-
kanntheit folgende Werbewirkung bei der Anpreisung 
seines Onlineshops in einer Weise zunutze, die das für 
den Hinweis auf den Vertrieb von Markenwaren erforder-
liche Maß übersteigt, so liegt hierin eine unlautere Aus-
nutzung der Wertschätzung der geschützten Marke. 
 
Urteil des BGH vom 28.06.2018 
I ZR 236/16  -  K&R 2019, 116 
 
 
Unzureichende Namensangabe im Impressum 

 
Das Impressum einer Internetseite eines Unternehmens 
genügt nicht den gesetzlichen Anforderungen, wenn der 
Nachname des Betriebsinhabers nicht genannt wird. 
Daran ändert auch nichts, dass die Internetseite mit 
dessen Namen überschrieben ist. 
 
In demselben Verfahren beanstandete das Landgericht 
Frankfurt zudem die Werbung des Unternehmens, das 
Leistungen (Reinigung von Rechenzentren) in einer 
bestimmten Stadt bzw. Gebiet erbringt, als irreführend, 
wenn ein Standort angegeben ist, an dem sich der Inha-
ber oder ein Mitarbeiter tatsächlich nicht regelmäßig 
aufhalten. 
 
Urteil des LG Frankfurt vom 28.11.2018 
2-06 O 206/18 
jurisPR-ITR 6/2019 Anm. 5 
 

Versicherungsrecht 
 
Nutzungsausfallentschädigung bei gewerblich  
genutzten Fahrzeugen 

 
Wer infolge eines Verkehrsunfalls auf sein Fahrzeug 
während der Reparatur verzichten muss, kann entweder 
die Kosten für einen Mietwagen oder sogenannten Nut-
zungsausfall beanspruchen, sofern ihm in dieser Zeit 
kein anderes Kraftfahrzeug zur Verfügung steht. Dies gilt 
auch für gewerblich genutzte Fahrzeuge. Über die Höhe  
 
des täglichen Nutzungsausfalls geben normalerweise 
entsprechende Tabellenwerke (z.B. Sanden/ Danner) 
Aufschluss, die alle gängigen Fahrzeuge abhängig von 
ihren Anschaffungskosten in Entschädigungsgruppen 
einteilen. 
 

Derartige Tabellenwerke sind jedoch nicht auf aus-
schließlich gewerblich genutzte Fahrzeuge anwendbar. 
Vielmehr muss der Halter konkret nachweisen, welcher 
Schaden ihm durch den unfallbedingten Ausfall der 
Nutzungsmöglichkeit entstanden ist. Dies gilt nach Auf-
fassung des Bundesgerichtshofs unabhängig davon, ob 
das ausgefallene Fahrzeug unmittelbar der Gewinnerzie-
lung dient, weil der Ertrag allein mit Transportleistungen 
erzielt wird (z.B. Taxi oder Lkw eines Fuhrunterneh-
mens), oder nur mittelbar der Gewinnerzielung dient, 
weil es zur Unterstützung einer anderen gewerblichen 
Tätigkeit eingesetzt wird. 
 
Urteil des BGH vom 06.12.2018 
VII ZR 285/17 
VersR 2019, 368 
 
 



 
 

 

Arbeitsrecht 
 

Auskunftsanspruch des Betriebsrats über  
Arbeitsunfälle von Fremdpersonal 

 
Der Betriebsrat kann vom Arbeitgeber verlangen, auch 
über Arbeitsunfälle unterrichtet zu werden, die Beschäf-
tigte eines anderen Unternehmens im Zusammenhang 
mit der Nutzung der betrieblichen Infrastruktur des Ar-
beitgebers erleiden. Das Bundesarbeitsgericht begrün-
det seine Entscheidung damit, dass aus den Arbeitsun-
fällen des Fremdpersonals arbeitsschutzrelevante Er-
kenntnisse für die betriebszugehörigen Arbeitnehmer 
gewonnen werden könnten. 
 
Beschluss des BAG vom 12.03.2019 
1 ABR 48/17 
EzA-SD 2018, Nr. 8, 11 
 
 
Dienstreisezeiten sind vergütungspflichtige  
Arbeitszeiten 

 
Für das Bundesarbeitsgericht sind die bei einer Dienst-
reise eines Arbeitnehmers ins Ausland erforderlichen 
Zeiten für die Hin- und Rückreise wie Arbeitszeit zu 
vergüten. 
 
Urteil des BAG vom 17.10.2018 
5 AZR 553/17 
jurisPR-ArbR 10/2019 Anm. 1 
 
 
Kein gesetzlicher Urlaubsanspruch während  
unbezahlten Sonderurlaubs 

 
Ein Arbeitgeber genehmigte einer Arbeitnehmerin 
wunschgemäß in der Zeit vom 1. September 2013 bis 
zum 31. August 2015 unbezahlten Sonderurlaub. Nach 
dessen Beendigung verlangte die Mitarbeiterin die Ge-
währung des gesetzlichen Mindesturlaubs von 20 Ar-
beitstagen für das Jahr 2014. 
 
Wie bereits die Vorinstanzen verneinte das Bundesar-
beitsgericht einen derartigen Urlaubsanspruch. Befindet 

 
 
 
sich ein Arbeitnehmer im Urlaubsjahr ganz oder teilwei-
se im unbezahlten Sonderurlaub, ist bei der Berechnung 
der Urlaubsdauer zu berücksichtigen, dass die Arbeits-
vertragsparteien ihre Hauptleistungspflichten durch die 
Vereinbarung von Sonderurlaub vorübergehend ausge-
setzt haben. Dies führt dazu, dass einem Arbeitnehmer 
für ein Kalenderjahr, in dem er sich durchgehend im 
unbezahlten Sonderurlaub befindet, mangels einer Ar-
beitspflicht kein Anspruch auf Erholungsurlaub zusteht. 
 
Urteil des BAG vom 19.03.2019 
9 AZR 315/17 
Pressemitteilung des BAG 
 
 
Ausschlussfrist darf Anspruch auf  
Mindestlohn nicht beschränken 

 
Nach § 3 Abs. 1 MiLoG (Mindestlohngesetz) sind Ver-
einbarungen, die den Anspruch auf Mindestlohn unter-
schreiten oder seine Geltendmachung beschränken oder 
ausschließen, insoweit unwirksam. 
 
So erklärte das Bundesarbeitsgericht eine vom Arbeit-
geber vorformulierte arbeitsvertragliche Verfallklausel, 
die auch den gesetzlichen Mindestlohn erfasst, für un-
wirksam, wenn der Arbeitsvertrag nach dem Inkrafttreten 
des Mindestlohngesetzes im Jahr 2014 geschlossen 
wurde. Die Vertragsklausel, nach der "alle beiderseitigen 
Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis und solche, die mit 
dem Arbeitsverhältnis in Verbindung stehen, verfallen, 
wenn sie nicht innerhalb von drei Monaten nach Fällig-
keit gegenüber der anderen Vertragspartei schriftlich 
geltend gemacht worden sind", stellt einen Verstoß ge-
gen § 3 Abs. 1 MiLoG dar, soweit sie den Anspruch des 
Arbeitnehmers auf Zahlung des Mindestlohns be-
schränkt. 
 
Urteil des BAG vom 18.09.2018 
9 AZR 162/18  -  BB 2019, 568 
 

Baurecht 
 
Kein Werkmangel bei Einhaltung der  
Herstellervorgaben 

 
Für das Oberlandesgericht Hamm liegt kein Werkmangel 
vor, wenn der Auftragnehmer bei der Erstellung des 
Werks die Herstellervorgaben eingehalten hat und die 
allgemein anerkannten Regeln der Technik keine höhe-
ren Anforderungen an das Werk stellen. 
 
Urteil des OLG Hamm vom 09.11.2018 
I-12 U 20/18  -  BauR 2019, 682 
 
 
Erstattung der Kosten für Privatgutachten 

 
Die Kosten eines auf Veranlassung einer Prozesspartei 
eingeholten Privatgutachtens sind nur dann notwendig 
und damit von der unterliegenden Gegenseite zu erstat-
ten, wenn es erforderlich war, vor Beginn oder während 
des Rechtsstreits einen eigenen Sachverständigen mit 

der Gutachtenerstellung zu beauftragen. Werden im 
Rahmen eines Bauprozesses umfangreiche Gutachten, 
die die beklagte Partei mangels eigener Sachkunde 
nicht nachvollziehen kann, zur Grundlage einer Klage 
gemacht, stellt sich für die betroffene Partei bereits die 
Frage, welche Tatsachen für eine substantiierte Klage-
erwiderung wesentlich sind.  
 
In derartigen Fällen ist es einer Partei nicht zumutbar, 
ohne sachverständige Hilfe einen Prozess zu führen, 
dessen Grundlagen sie nicht verstehen kann. Im Falle 
des Obsiegens sind daher die Kosten für das ohne einen 
gerichtlichen Beweisbeschluss eingeholte Sachverstän-
digengutachten nach § 91 Abs. 1 Satz 1 ZPO erstat-
tungsfähig. 
 
Beschluss des BGH vom 12.09.2018 
VII ZB 56/15 
BauR 2019, 146 



 
 

 

Wirtschaftsrecht 
 
Verspätete Klage gegen Gebührenbescheid  
mittels Telefax 

 
Mit der Übermittlung einer Klage gegen einen Behör-
denbescheid mittels Telefax wird die Klagefrist nicht 
gewahrt. Das Verwaltungsgericht Dresden weist darauf 
hin, dass ein solcher Schriftsatz mit einer qualifizierten 
elektronischen Signatur der verantwortenden Person 
versehen sein oder von dieser signiert und auf einem 
sicheren Übertragungsweg bei Gericht eingereicht wer-
den muss. Auch bei einem Telefax handelt es sich um 
ein elektronisches Dokument.  
 
Ein Telefax wird technisch wie eine E-Mail elektronisch 
dem Gericht als Empfänger über das Internet oder ein 
Web-Interface übertragen, sodass die Anforderungen 
des § 55a VwGO (Verwaltungsgerichtsordnung) erfüllt 
sein müssen. 
 
Urteil des VG Dresden vom 02.10.2018 
2 K 302/18  -  NVwZ 2019, 93 
 
 
Kündigung des Kooperationsvertrags zwischen 
Drogeriemarktkette und Lieferanten 

 
Bei der Frage der Berechtigung der Kündigung eines 
Kooperationsvertrags kommt es nicht nur auf die Schwe-
re einzelner Vertragsverletzungen durch den Vertrags-
partner an. Die Kündigung kann auch dann berechtigt 
sein, wenn die Gesamtsituation eine Fortsetzung des 
Vertragsverhältnisses als unzumutbar erscheinen lässt. 

 
 
 
So sprach das Oberlandesgericht Frankfurt einem Liefe-
ranten das Recht zu, den bestehenden Kooperationsver-
trag mit einer Drogeriemarktkette wegen ständiger Kür-
zungen der Rechnungen, der Ankündigung weiterer 
Rückforderungen, der Auslistung von Produkten bei 
Fortgeltung der Exklusivbindung und der Einführung 
einer eigenen Bio-Lebensmittelmarke seitens der Droge-
riemarktkette zu kündigen. 
 
Urteil des OLG Frankfurt vom 13.02.2019 
12 U 13/17 
JURIS online 
 
 
An der Mosel abgefüllter Frankenwein 

 
Einer in Franken ansässigen Weinkellerei darf nicht 
verboten werden, einen Wein als "Qualitätswein Fran-
ken" zu bezeichnen, nur weil er in Zell an der Mosel 
abgefüllt worden ist. Weder das Weingesetz noch die 
einschlägige Weinverordnung enthalten rechtliche Best-
immungen zum Abfüllort. Für das Verwaltungsgericht 
Würzburg gab es daher keinen erkennbaren Grund, zur 
Sicherung der Qualität des Weines einen Transport nach 
Zell in Rheinland-Pfalz zu verbieten und damit den freien 
Warenverkehr einzuschränken. 
 
Urteil des VG Würzburg vom 04.04.2019 
W 3 K 18.821 
Pressemitteilung des VG Würzburg 
 
 

Datenschutzrecht 
 
Datenschutzrechtliche Anforderung an Videoüber-
wachung in Arztpraxis 

 
Eine Videoüberwachung im Eingangsbereich einer 
Zahnarztpraxis, die ungehindert betreten werden kann, 
unterliegt strengen Anforderungen an die datenschutz-
rechtliche Erforderlichkeit. Für das Bundesverwaltungs-
gericht bestanden in dem konkreten Fall keine tatsächli-
chen Anhaltspunkte, die die Befürchtung rechtfertigten, 
Personen könnten die Praxis betreten, um dort Strafta-
ten zu begehen.  
 
Die Videoüberwachung war auch nicht notwendig, um 
Patienten, die nach der Behandlung aus medizinischen 
Gründen noch einige Zeit im Wartezimmer sitzen, in 
Notfällen betreuen zu können. Schließlich waren die 

 
 
 
Angaben der betroffenen Zahnärztin, ihr entstünden 
ohne die Videoüberwachung erheblich höhere Kosten, 
völlig pauschal geblieben und daher unbeachtlich. Somit 
erwies sich die Anordnung des zuständigen Landesda-
tenschutzbeauftragten, die Videokamera so auszurich-
ten, dass der für Patienten und sonstige Besucher zu-
gängliche Bereich vor dem Empfangstresen, der Flur 
zwischen Tresen und Eingangstür und das Wartezimmer 
nicht mehr erfasst werden, als rechtmäßig. 
 
Urteil des BVerwG vom 27.03.2019 
6 C 2.18 
Pressemitteilung des BVerwG 

 

Steuerrecht 
 
Zurechnung von Ausgaben zum Vorjahr 
("Kurze Zeit") 

 
Regelmäßig wiederkehrende Ausgaben wie Umsatz-
steuervorauszahlungen, die "kurze Zeit" nach Beendi-
gung des Kalenderjahres abfließen, gelten als in dem 
Kalenderjahr abzugsfähig, zu dem sie wirtschaftlich 

gehören. "Kurze Zeit" bedeutet für das Finanzgericht 
München nicht nur 10 Tage, sondern umfasst einen 
Zeitraum von 12 Tagen, wenn der letzte Tag der Zehn-
tagesfrist (hier für die Umsatzsteuervoranmeldung für 
den Monat Dezember des Vorjahres) auf einen Sams-
tag, Sonntag oder Feiertag fällt. 
Urteil des FG München vom 07.03.2018, 13 K 1029/16, RdW 
2019, 38 
 



 
 
                            
                      
               
 
 


